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Erhöhung
der Franchise

Die ständige Erhöhung der Franchise
(NZZ 19. 1. 19) trifft überproportional
Chronischkranke, da sie auf regelmässige
Leistungen angewiesen sind, und Men-
schen mit wenig Einkommen, das heisst
vor allem (weibliche) Rentner. Die Stei-
gerung der Medizinkosten ist anschei-
nend zurückzuführen auf die effektive
Steigerung des medizinischen Aufwands
(Menge) und auf Kostensteigerungen
bei Medizintechnik und Medikamenten.
Ausserdem wird die Unvernunft der
Patienten verantwortlich gemacht (Be-
anspruchung der Notfallaufnahme im
Spital, Behandlung bei Bagatellfällen).
Statt den Kostensteigerungen hinterher-
zulaufen, wäre die Einführung gewisser
Beschränkungen wohl viel wirksamer.
Die Grundversicherung soll die Gesun-
dung bei Erkrankung sichern und nur
die dazu notwendigen Leistungen finan-
zieren. Man müsste den Leistungskata-
log der Grundversicherung durchforsten
und zum Beispiel Arztbesuche wegen
Bagatellen nicht mehr vergüten, dafür
wäre die nächste Drogerie zuständig.
Routine-Rundum-Checks sollte man
streichen, sie erzeugen meist nur un-
nötige Kosten. Medizinisch nicht not-
wendige Kaiserschnitte und Geburts-
Spitalaufenthalte sollen nicht mehr be-
zahlt werden. Zudem müsste man über-
flüssige Spitäler eliminieren, ungeachtet
der kantonalen «Souveränität» in diesem
Bereich. Oder: Wenn ein Kanton seine
Spitäler behalten will, soll er finanziell
entsprechende Beiträge leisten.

Otto Schulz, Bubikon

Der Nationalrat und die Gesundheits-
kommission des Ständerats wollen eine
grössere Abwälzung der Krankheits-
kosten auf die Kranken selbst. Nicht,
dass es sich dabei bloss um reine Pfläs-
terlipolitik handelte – nein: Gerade äl-
tere Menschen, die ein Leben lang soli-
darisch einbezahlt haben, würden zusätz-
lich belastet. Viele davon haben ihr Er-
spartes in Wohneigentum investiert und
werden durch die Besteuerung eines
Einkommens, das sie gar nicht erzielt
haben (sogenannter Eigenmietwert), be-
straft. Nun kommt ein weiterer Raubzug
hinzu: Im Krankheitsfall sollen wir noch
mehr selber bezahlen, obschon die
Schweiz bei diesen «Out of pocket»-
Zahlungen mit 28 Prozent bereits welt-
weit führend ist. So erodiert der Solida-
ritätsgedanke. Die Probleme werden mit
solchen Umverteilungsübungen oder mit
der sozialistischen Idee einer Einheits-

kasse nicht behoben, sondern bloss auf-
geschoben. An der galoppierenden Kos-
tensteigerung ändert sich damit rein gar
nichts. Das ist – wie zum Beispiel auch
bei der AHV– eine Politik des Löcher-
stopfens und Aufschiebens. Ist das Un-
fähigkeit, fehlender Wille oder gar
Methode zugunsten der eigenen Kar-
riere von Regierenden und Parlamenta-
rierinnen? Das Verschreiben von
schmerzhafter Medizin kommt bei den
Wählern eben nie gut an. Langfristig sind
die Kosten nur durch Anpassungen des
Leistungskatalogs (weniger hohe An-
sprüche), Senkung der Behandlungs-
und Medikamentenpreise (Parallel-
importe ermöglichen) sowie über Steuer-
beiträge für alle (Solidaritätsgedanke) zu
reduzieren.

Ralph Remo Faes, Goldau

Nach dem Nationalrat will auch die
ständerätliche Gesundheitskommission
die Krankenkassenfranchisen regel-
mässig an die Kostenentwicklung anpas-
sen, und zwar auch die ordentliche Mini-
malfranchise von 300 Franken pro Jahr.
Man verspricht sich davon eine «Stär-
kung des Kostenbewusstseins der Ver-
sicherten». Niemand denkt dabei offen-
sichtlich an jene, die nicht freiwillig regel-
mässig «zum Arzt rennen», sondern
wegen chronischer Krankheiten. Als
alleinstehende Rentnerin, die mit AHV-
und BVG-Rente anständig, aber nicht
luxuriös durchs Leben kommt und wegen
einer Schilddrüsenunterfunktion täglich
Tabletten einnehmen und den Hormon-
spiegel jährlich durch den Arzt abklären
lassen muss, bin ich eine typische Betrof-
fene. Ich bin sicher, dass die Mehrzahl
der Versicherten mit Minimalfranchise
Leute sind wie ich. Das sind nicht Perso-
nen, die bei einem Schnupfen den teuren
Notfalldienst beanspruchen. Daher wird
der Beschluss auch kaum etwas gegen
laufend steigende Kosten ausrichten.

Statt eine Lösung für Chronisch-
kranke anzuregen oder sich gar mit der
Pharmaindustrie oder der Ärzteschaft
anzulegen, die mit geschicktem Lobbying
zum Teil tatsächlich überflüssige Behand-
lungen wie blutdrucksenkende Medika-
mente fördern, überwälzt man die Kos-
ten auf Personen, die ihr Schicksal nicht
beeinflussen können und garantiert mit
weniger Geld auskommen müssen als die
Abstimmenden in den eidgenössischen
Räten. Hoffentlich erinnern sich die von
dieser Franchisenerhöhung Betroffenen
bei den Wahlen im Herbst daran, dass
nur die linken Kommissionsmitglieder
diese kurzsichtige und unsoziale Mass-
nahme abgelehnt haben.

Liliane Goldberger,Wädenswil

Zurzeit wird über die Erhöhung der
Franchise in der Grundversicherung dis-
kutiert. Statt einfach den Betrag zu er-
höhen, gäbe es Möglichkeiten, das Sys-
tem sonst noch anzupassen. So wäre es
aus meiner Erfahrung sinnvoll, die Mini-
malfranchise (derzeit 300 Franken) nicht
zu Beginn der Berechnungsperiode ab-
zuziehen, sondern erst zwischen 300 und
600 Franken. Dies hätte aus gesundheits-
politischer und sozialer Sicht den Vorteil,
dass nötige Erstbehandlungen nicht
wegen Geldmangel hinausgeschoben
würden und aus ärztlicher Sicht früh-
zeitig die richtigen Weichen gestellt wer-
den könnten. Zudem wüsste der Patient,
dass weitere Abklärungen jetzt zu einer
Kostenbeteiligung führen würden, was
die eine oder andere unnötige Zusatz-
untersuchung verhindern könnte. Nicht

zuletzt nähme die Kostentransparenz zu,
weil mehr Patienten schon zu Beginn der
Behandlung die Rechnungen der Kran-
kenkasse einreichten.

Dr. med. Anton Kälin, Bülach

Einigung
mit Krankenkasse

Der Titel des Artikels «Krankenkasse
gibt Psychotherapeuten nach» (NZZ
23. 1. 18) ist irreführend. Es ging um eine
Einigung zwischen der Krankenkasse
KPT und den Ärzten, die psychologische
Psychotherapeuten angestellt hatten
(delegierte Psychotherapie), und nicht
um die psychologischen Psychothera-
peuten. Die KPT hat 53 Praxen ange-
schrieben, bei denen sie den Verdacht
hatte, dass die formellen Bedingungen
für die delegierte Psychotherapie, wie sie
im Tarmed aufgeführt sind, nicht erfüllt
werden. Das trifft sicher für einige Pra-
xen zu, und die KPT hat bei diesen auch
finanzielle Rückforderungen gestellt.
Allerdings wurden auch viele Praxen zu
Unrecht verdächtigt. Die Ärzte haben
die Aufsichtspflicht bei den durchgeführ-
ten Psychotherapien und haften für die
Tätigkeit der angestellten Therapeuten.
Allfällige Rückforderungen richten sich
deshalb auch an die delegierenden Ärzte
und nicht an die angestellten Psycho-
therapeuten.

Die Bedingungen für die delegierte
Psychotherapie sind im Tarmed an sich
klar und unmissverständlich beschrieben.
Allerdings wird nicht näher definiert, wie
die Aufsichtspflicht wahrzunehmen ist.
Diesbezüglich bestanden Differenzen
zwischen den Vorstellungen der KPT und
denen der delegierenden Ärzte. An der
erwähnten Aussprache mit der KPT
konnten wir einen Konsens finden, mit
dem beide Seiten zufrieden sind.
Dr. med. Christian Bernath, Präsident der
Kommission Delegierte Psychotherapie

der FMPP

Rentenkürzungen
tun weh

Ich wehre mich auch gegen neue Ren-
tenlösungen, die unverhältnismässig die
Jungen belasten (NZZ 10. 1. 19). Aber
nicht alle Pensionierten können heute
allfällige Kürzungen verschmerzen. Ich,
1945 geboren, hatte bei zwei Stellen-
wechseln noch nicht die volle Pensions-
kassen-Freizügigkeit und verlor zweimal
den Firmenanteil. Früher Geborene hat-
ten zum Teil selbst noch nicht einmal
eine obligatorische Pensionskasse.Wenn
man diesen mit Stichtag X die Rente
kürzt, werden vermutlich viele dafür Er-
gänzungsleistungen beanspruchen müs-
sen. Abgesehen davon, dass wir ja gar
keine Chance hatten, auf die «volle»
Rente zu kommen.

Werner Sandmeier, Kloten
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Wirtschaftsethik und
Energieökonomie
Gastkommentar
von SILVIO BORNER

Die Begriffskombination «Wirtschaftsethik» ruft bei mir Unbeha-
gen hervor, gerade weil Ethik und Ökonomie für mich unentbehr-
liche Leitlinien sind. Beides sind wissenschaftliche Grundlagen für
die Erklärung und Bewertung menschlichen Handelns. Ethik visiert
Gerechtigkeit an, Ökonomie Effizienz. Beide Konzepte sind ge-
trennt zu betrachten und nicht opportunistisch oder pragmatisch zu
vermischen. Konflikte zwischen Gerechtigkeit und Effizienz sind
politische Kernentscheide und nicht Expertenaufgaben. Spezielle
Ethiken wie Wirtschafts-, Medizinal- oder Bioethik sind gefährlich,
weil sie das Fachwissen durch Sendungsbewusstsein ersetzen. Es ist
besser, die Mediziner, Physiker oder Ökonomen direkt mit ethi-
schen Fragen zu konfrontieren, als Ethikkommissionen aus kirch-
lichen oder NGO-Kreisen entscheiden zu lassen.

Wer eine ethische Position wissenschaftlich begründet, soll sie
konsequent und konsistent auf alle gesellschaftlichen Probleme an-
wenden, aber sich offen mit gleichwertigen Gegenpositionen aus-
einandersetzen.Analog ist es bei branchenorientierten Bindestrich-
Ökonomen wie Agrar-, Fremdenverkehrs-, Umwelt- oder Energie-
ökonomen, die häufig fundamentales ökonomisches Denken über
Bord werfen. Dieses ist oft kontraintuitiv und somit politisch un-
attraktiv, aber breit anwendbar. Branchenspezifische Lehrgänge
oder Forschungsinstitute laufen Gefahr, durch Staatsorgane oder
Verbände vereinnahmt zu werden. Sie mögen über mehr Sach-
kenntnis verfügen, aber verlieren gerade durch Inside-Infos ihre
Unabhängigkeit. Anwendungsorientierte Spezialisierung sollte
theoretisch durch die Methodik oder Perspektive wie z. B. Ökono-
metrie oder Wettbewerbstheorie bestimmt und nicht exklusiv auf
eng definierte Wirtschaftszweige ausgerichtet sein. Echte, grund-
legende politische Reformen können nur von unabhängigen Wis-
senschaftern lanciert werden.

Ökonomen analysieren Marktstrukturen, Verhaltensweisen,
Preise und leiten daraus nachvollziehbar und ergebnisoffen Politik-
empfehlungen ab. Politikabhängige Experten müssen oft schon bei

der Fragestellung, mehr noch bei der Methodenwahl und spätes-
tens bei den Empfehlungen auf die Auftraggeber Rücksicht neh-
men («Advocacy Research»). Kritische Stimmen aus staatsabhän-
gigen Forschungszentren sind daher nicht zu vernehmen. Sogar die
nationalen Forschungsprogramme sind für die freie Wissenschaft
ein wachsendes Risiko. Studien beruhen immer häufiger auf politi-
schen Bauchentscheidungen. Sie sollen diese nachträglich wissen-
schaftlich legitimieren. Krassestes Beispiel dafür ist die Energiestra-
tegie 2050. Liefern die Auftragforscher ausnahmsweise nicht das er-
sehnte Resultat, werden sie widerstandslos totgeschwiegen, wie im
Fall der genveränderten Produkte.

Ökonomie und Ethik sind wissenschaftlich fundiert, aber des-
halb noch lange keine absoluten Wahrheiten.Wissenschaftliche Er-
kenntnisse müssen jederzeit infrage gestellt werden können.Wenn
in der Klimawissenschaft der anthropogene CO2-Einfluss auf die
Erwärmung als ein für alle Mal gelöst erklärt und mit einer 90-pro-
zentigen Zustimmung durch die «Klimaexperten» untermauert
wird, ist schon allein das ein starkes Indiz für einen historisch ein-
maligen Wissenschaftsskandal.

Entscheidend für den wissenschaftlichen Fortschritt sind der
offene Diskurs, die sachliche Kontroverse und die empirische Evi-
denz. «Flexible Doppelspurigkeiten» auf einer branchen- oder poli-
tikbestimmten Expertenschiene führen zum Gegenteil: in den
quasireligiösen Dogmatismus.

Silvio Borner ist em. Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität
Basel und Gründungsmitglied des Carnot-Cournot-Netzwerks.

Konflikte zwischen Gerechtigkeit
und Effizienz sind politische Kern­
entscheide, nicht Expertenaufgaben.
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Korrigendum
zz. · Die Tabelle zu den Grand-Slam-Sie-
gen (NZZ 28. 1. 19) enthält zwei falsche
Zahlen. Roger Federer hat acht Mal
Wimbledon gewonnen und fünf Mal das
US Open (nicht neun bzw. vier Mal).


